


Schluss mit Bürgergeld-Sanktionen
Viele meinen: Wer eine zumutbare Arbeit 
ablehnt, soll auch kein „Bürgergeld“ erhal-
ten. So einfach ist es nicht. Laut Gesetz 
darf eine bestimmte Arbeit abgelehnt wer-
den, wenn Bürgergeldempfänger*innen 
„körperlich, geistig oder seelisch“ dazu 
nicht in der Lage sind. 
In solchen Fällen dürfen keine Sanktionen 
verhängt werden! Insbesondere „seeli-
sche“, also psychische Probleme, werden 
von Betroffenen selbst nicht erkannt. Auf-
grund psychischer Probleme können die 
Menschen nicht arbeiten. Briefe vom Job-
center mit Terminen oder Arbeitsangeboten 

werden erst gar nicht oder zu spät geöffnet. 
Doch wie sollen Mitarbeiter*innen des 
Jobcenters ohne psychiatrische Ausbil-
dung psychische Störungen und Krankhei-
ten erkennen? Daher treffen Sanktionen 
hauptsächlich die Hilflosen und Kranken 
sowie deren Familien – besonders die  
Kinder.
Echte „Totalverweigerer“ gibt es prak-
tisch nicht. Es geht vielmehr darum, So-
zialleistungen zu kürzen und gleichzeitig 
Arbeitnehmer*innen einzuschüchtern: 
Schlechte Arbeitsbedingungen und nied-
rige Löhne sollen aus Angst vor dem zu 

niedrigen Bürgergeld und den möglichen 
Sanktionen hingenommen werden.
Die EU-Kommission setzt ausdrücklich 
auf diese Sanktionspolitik bei Arbeits-
losen. Das führt überall zu einem hohen 
Druck auf Arbeitslose und Beschäftigte. 
In Deutschland unterstützen mittlerweile 
alle anderen Parteien im Bundestag diese 
arbeitnehmerfeindliche Ideologie. Nur Die 
Linke lehnt Sanktionen gegen Arbeitslose 
ab und fordert stattdessen mehr Unter-
stützung und Hilfen. 

Dr. Dirk Schmitz
Ratsmitglied

Wir sagen der Armut den Kampf an
Der unverschämte Reichtum 
weniger ist die Armut vieler. 
Wir wollen deshalb soziale 
Mindeststandards durchsetzen 
und Armut in Europa abschaf-
fen, indem wir hohe Vermögen 
und Konzerngewinne stärker 
zur Finanzierung des Gemein-
wesens überall in der EU in 
die Pflicht nehmen. Mehr als 
jede*r Fünfte in der Europäi-
schen Union ist von Armut be-
droht; das sind über 140 Mio. 
Menschen. Jedes vierte Kind 
unter 18 Jahren zählt dazu.
Im Kampf gegen Armut fordern 
die Linken eine sanktionsfreie 
Mindestsicherung in Höhe 

von 1.200 EUR und existenz-
sichernde Löhne. Wir Linke 
setzen uns in der EU für die 
europäische Mindestlohnricht-
linie ein, um Arbeitnehmer*in-
nen vor Armut trotz Arbeit zu 
schützen. 
In Bielefeld ist die Armut eben-
falls gegenwärtig. Insbeson-
dere Alleinerziehende, Frau-
en und Rentner*innen sowie 
Personen, die aufgrund ihrer 
individuellen Merkmale be-
nachteiligt sind, sind mit Armut 
konfrontiert. In der Bielefelder 
„Linkskoalition“ hat Die Linke 
verschiedene Maßnahmen zur 
Minderung von Armut durchge-

setzt. Dazu zählen ein bezahl-
bares Sozialticket, kostenfreier 
Eintritt für Kinder in den Muse-
en und vergünstigter Eintritt in 
den Bädern. Solche Maßnah-
men sind wichtig, um soziale 

Teilhabe zu ermöglichen. Die 
Linke steht für eine gerechte, 
soziale Politik in der EU und in 
Bielefeld.

Anja Kasprowski
Kreisvorstand

Die Linke steht für Tariftreue  
Löhne für ein gesichertes Leben! 

Nach der Kostenexplosion bei 
Miete, Essen, Benzin, Strom 
und Heizung reicht der Lohn 

oft nicht mehr zum Leben. 
Mehr als 100 Millionen Men-
schen in Europa arbeiten zu 
Niedriglöhnen. Die Linke for-
dert ein Ende der Armutslöhne 
und Schutz durch Tarifverträ-
ge. Letzteres ist der Fraktion 
Die Linke in der Bielefelder 
Ratskoalition ein besonderes 
Anliegen. 
Die Stadt vergibt eine Viel-
zahl von Aufgaben an Einrich-
tungen und Institutionen, im 
Besonderen in sozialen Auf-
gabenfeldern. Wir erwarten, 
dass im Rahmen der „Leis-
tungs- und Finanzierungsver-

einbarungen“ nur noch mit 
Trägern zusammengearbeitet 
wird, die fachgerechte Tarif-
verträge anwenden. Tarifbin-
dung sichert das Lohnniveau 
sowie Rahmenbedingungen 
wie Urlaub und Arbeitszeit. 
Bekannt sind soziale Einrich-
tungen ohne Tarifanwendung, 
bei denen erhebliche Ge-
haltsdifferenzen von bis zu 
20 Prozent bestehen. Das ist 
nicht nur nachteilig für die Be-
schäftigten, sondern auch für 
die Träger selbst. Sie sind für 
Fachkräfte weniger attraktiv. 
Tarifliche Regelungen sollten 

über das europäische Verga-
berecht gesichert sein!
In Deutschland gilt dies nicht 
mal für die Hälfte der Beschäf-
tigten. Hierzu zählen auch Ho-
norarverträge, ohne Urlaubs-
anspruch, Krankengeld und 
Rentenversicherung. Dank 
Rechtsprechung und Engage-
ment von Kolleg*innen und ih-
rer Gewerkschaft können sich 
in Bielefeld Honorarkräfte der 
Musik- und Kunstschule auf 
Festanstellung freuen.  

Angelika Beier
Mitglied im Sozial- und 
Gesundheitsausschuss

Keine Profite 
auf Kosten unserer Gesundheit! 

Warten auf den Arzttermin, 
in der Notaufnahme, auf die 
Operation ist grausame Rea-
lität in vielen Ländern Euro-
pas, in Deutschland und in 
Bielefeld. 
Skandalös ist es, dass in der 

BRD immer noch der Geld-
beutel über Gesundheit und 
deren Qualität entscheidet. 
Einige europäische Länder in-
vestieren mehr Steuergelder 
ins Gesundheitssystem, be-
schäftigen mehr Pflegekräfte 

je Patient*in und bezahlen sie 
besser. 
Die Flucht aus diesem Be-
rufsfeld und der Mangel an 
Fachkräften in Pflege- und 
Medizinberufen zeigt, dass es 
an verbesserten Rahmenbe-
dingungen für die „Arbeit am 
Menschen“ fehlt. Es braucht 
Konzepte, um die Fach- 
kräfte in ihrem Beruf zu halten 
oder zurückzugewinnen. Eine  
4-Tage-Woche, wie im Klini-
kum Bielefeld-Mitte erprobt, 
könnte ein wegweisendes Pro-
jekt sein. Gleichzeitig braucht 
dies eine Verkürzung der  
Arbeitszeit. 
Gute Arbeit braucht einen 
Systemwechsel! Die Linke 
fordert, medizinische Versor-

gung und Pflege am Bedarf 
auszurichten. Krankenhäu-
ser und Pflegeheime dürfen 
keine Gewinne an Aktionäre 
ausschütten. Im Rahmen der 
Krankenhausplanung NRW 
wird spezialisiert und die 
stationäre Versorgung aus-
gedünnt. Auch in der Region 
OWL erwarten uns weitere 
Schließungen von Kliniken 
und Altenpflegeeinrichtungen 
und somit der Abschied von 
ortsnaher gesundheitlicher 
Versorgung.  
Um diese Politik zu stoppen, 
braucht es Die Linke vor Ort 
und in Europa!

Brigitte Stelze
Sprecherin Die Linke Bielefeld 

und Ratsmitglied 

Wohnen 
Bezahlbare Miete 
statt fette Profite
Die Mieten in Bielefeld sind in 
den vergangenen Jahren um 
weit über 10 % gestiegen. Der 
Grund dafür ist, dass die pri-
vaten Investor*innen und die 
großen Wohnungskonzerne 
jede Möglichkeit zur Mieter-
höhung ausnutzen, um Profit 
zu machen. Mittlerweile ist zu-
mindest durch Ratsbeschluss 
sichergestellt, dass auch pri-
vate Investoren mindestens 
33 % Sozialwohnungen bauen 
müssen. Diese Wohnungen 
können leider immer noch 
nach Ablauf der gesetzlichen 
Bindungsfrist ebenfalls teuer 
vermietet werden. 
Die Linke fordert bundesweit 
einen Mietendeckel und Sozi-
alwohnungen ohne Bindungs-
frist, um den ungebremsten 
Anstieg der Mieten zu stop-
pen. 
In Bielefeld bewirkt die „Links-
koalition“ über die kommunale 
Wohnungsgesellschaft (BGW), 

dass die profitorientierten Im-
mobilienkonzerne nicht allein 
den Markt bestimmen. Das 
nützt nicht nur den Mieter*in-
nen der BGW, sondern sorgt 
auch dafür, dass insgesamt 
die Mieten vor Ort nicht so 
stark steigen. 
Politik sollte europaweit aus 
Wien lernen! Das Vorzeigepro-
jekt im Genossenschaftsbau 
sichert Mietstabilität. Zudem 
werden die großen kommuna-
len Wohnungsbestände aus-
gebaut! 
Aktuell setzt sich Die Linke 
Bielefeld dafür ein, dass das 
Baugebiet an der Greifswalder 
Straße durch die BGW bebaut 
wird, nachdem der private In-
vestor pleite ist. Die Linke for-
dert, der BGW das Grundstück 
in Erbpacht zu überlassen, 
um dort neuen bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen.

Carsten Stölting
Kreisvorstand

Geschlechtergerechtigkeit heißt 

Gleichberechtigung 
auf allen Ebenen
Frauen erhalten in Deutschland 
rund 18 % weniger Lohn als 
Männer, arbeiten häufiger in 
unterbezahlten Branchen wie 
Pflege und Erziehung, in Teil-
zeit oder Minijobs und leisten 
immer noch den Großteil der 
„Sorgearbeit“ in der Familie, 
was häufig zu Armutsrenten 
führt.
Regierungen versagen nicht 
nur bei der Geschlechterge-
rechtigkeit, sondern auch im 
Gewaltschutz
Für Millionen Frauen in Europa 
gehört Gewalt durch den Part-
ner zum Alltag. Jeden dritten 
Tag wird in Deutschland eine 
Frau von einem Mann getö-
tet (Femizid). Eine der vielen 
Faktoren, die die herrschende 
soziale Ungleichheit nährt, ist 
die ökonomische Abhängigkeit: 
Ungleich verteilte Sorgearbeit, 
geschlechtsspezifische Lohn-
unterschiede und Ausbeutung 
im Niedriglohnsektor sind Aus-

druck ökonomischer Gewalt 
und bieten die ideale Grundlage 
für die Machtausübung in einer 
gewaltvollen Partnerschaft.
Millionen Frauen in Europa ar-
beiten in prekären Verhältnis-
sen und sind trotz Arbeit von 
Armut betroffen. Minijobs wer-
den oft als einzige Möglichkeit 
gesehen, um der eigenen Armut 
zu entrinnen. Es braucht: ein 
Ende der Minijobs, existenz-
sichernde Löhne, eine Grund-
sicherung für alle, gute und 
faire Arbeitsbedingungen so-
wie eine geschlechtergerechte 
Verteilung der Sorgearbeit.
Der Kampf für eine Zukunft, 
in der die soziale Infrastruk-
tur für alle nutzbar ist, ist ein 
Kampf für ein Leben in Wür-
de. Der Reichtum in Europa 
ist groß, aber ungleich verteilt 
– Zeit für Umverteilung, Zeit für  
Die Linke!

Liza Koç
Kreisvorstand
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